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Gutachten bestätigt: Verschlechterungen im EEG 2021 für     

flexibles Biogas unbegründet und teilweise rechtswidrig 

Das EEG 2021 ist erst seit wenigen Wochen in Kraft, doch schon wird deutlich, wie gravierend einige 

Eingriffe für die Bioenergiebranche sind. Insbesondere die Streichung des Investitionszuschusses für 

flexible Leistung („Flexzuschlag“) ist für tausende Biogasanlagen ein Einschnitt mit dramatischen Kon-

sequenzen.  

Sandra Rostek, Leiterin des Hauptstadtbüro Bioenergie, erklärt im Namen der Bioenergieverbände: 

„Tausende Betreiber von Biogasanlagen hatten ihre Hoffnungen auf eine Perspektive für den flexibili-

sierten Weiterbetrieb ihrer Anlagen in das EEG 2021 gelegt – und fühlen sich nun im Stich gelassen. 

Und das, obwohl der Gesetzgeber um die große Relevanz flexibler Leistung für das Gelingen der Ener-

giewende weiß und dies gerade mit diesem Gesetz im Anlagenbestand zusätzlich anreizen wollte“.  

Hintergrund ist eine Verschlechterung der Rahmenbedingungen für die Flexibilisierung von Biogasan-

lagen im zweiten Vergütungszeitraum. Diese war in den letzten Zügen des Gesetzgebungsverfahrens 

ohne angemessene Fachdiskussion eingebracht worden, unter anderem, um vermeintlich drohenden 

beihilferechtlichen Bedenken seitens der EU-Kommission vorzugreifen.  

Das bestätigt nun auch ein juristisches Gutachten, welches die betroffenen Branchenakteure gemein-

sam in Auftrag gegeben haben: Die Eingriffe in den „Flexzuschlag“ sind sachlich nicht gerechtfertigt 

und verletzen den Vertrauensschutz in staatliche Förderzusagen. Damit ist die Regelung in einigen 

Konstellationen sogar verfassungsrechtlich bedenklich. 

„Das Gutachten bestätigt mit juristischer Fachexpertise unsere Einschätzung: Die neuen Anforderun-

gen an die Flexibilisierung von Biogas sowie die laufenden Kosten des Erhalts der Flexibilisierung er-

fordern die Gewährung des Investitionszuschusses auch im zweiten Vergütungszeitraum. Das ließe 

sich auch gegenüber der EU jederzeit rechtfertigen. Der rückwirkende Eingriff ist zudem ein – noch 

dazu unnötiger - Eingriff in bereits getätigte Investitionen“, führt Rostek aus.  

Die Verbände sehen kurzfristigen Korrekturbedarf im EEG, um den flexiblen Biogas-Anlagenpark nicht 

noch weiter zu gefährden.  

 

 
Über die Bioenergieverbände 
Im „Hauptstadtbüro Bioenergie“ bündeln vier Verbände ihre Kompetenzen und Ressourcen im Bereich Energiepolitik: der Bundesverband 
Bioenergie e.V. (BBE), der Deutsche Bauernverband e.V. (DBV), der Fachverband Biogas e.V. (FvB) und der Fachverband Holzenergie (FVH). 
Gemeinsam bilden sie die gesamte Bioenergiebranche ab von Land- und Forstwirten, Anlagen- und Maschinenbauern, Energieversorgern bis 
hin zu Betreibern und Planern. Das Hauptstadtbüro Bioenergie verleiht den vielen unterschiedlichen Akteuren und verschiedenen Technolo-
gien der Bioenergiewirtschaft eine gemeinsame starke Stimme gegenüber der Politik. Insbesondere in den Sektoren Strom und Wärme setzt 
es sich technologieübergreifend für die energiepolitischen Belange seiner Trägerverbände ein. Im Kontakt mit politischen Entscheidungsträ-
gern kann das Hauptstadtbüro Bioenergie auf ein breites Unterstützernetzwerk zurückgreifen und kooperiert insbesondere mit dem Bun-
desverband Erneuerbare Energie e.V. (BEE). 
www.hauptstadtbuero-bioenergie.de 

https://kwk-flexperten.net/content/form/1614010432_Rechtsgutachterliche-Stellungnahme-zu-%C2%A7-50a-EEG-2021.pdf
http://www.hauptstadtbuero-bioenergie.de/


 

 

2 

Kontakt 

Bundesverband Bioenergie e.V. (BBE) 
Bernd Geisen 
Geschäftsführer 
Tel. 02 28 / 810 02 59 
Mail: geisen@bioenergie.de 

 

Fachverband Biogas e.V. (FvB) 
Jörg Schäfer 
Fachreferent Politische Kommunikation 
Tel. 0 30 / 2758 179 15 
Mail: Joerg.schaefer@biogas.org 

Deutscher Bauernverband e.V. (DBV) 
Axel Finkenwirth 
Pressesprecher 
Tel. 0 30 /31904 240 
Mail: presse@bauernverband.net 

Fachverband Holzenergie im BBE (FVH) 
Matthias Held 
Geschäftsführer 
Tel. 0 30 / 2758 179 19 
Mail: held@bioenergie.de 

 


